
	 	

Weimar,	Juli	2018	

Stellungnahme	zum	Entwurf	des	Thüringer	Schulgesetzes	

Wir	formulieren	unsere	prinzipiellen	Bemerkungen	ohne	konkreten	Bezug	zu	den	verschiedenen	
Paragraphen	des	Schulgesetzentwurfes.		

Wenn	wir	uns	auf	die	Praxis	beziehen,	so	sind	die	Schulen	in	Weimar	gemeint.	

Grundsätzlich:	

Wir	begrüßen	es	sehr,	dass	es	ein	Schulgesetz	mit	Gültigkeit	für	alle	Schulformen	geben	soll.	
Jedoch	kritisieren	wir	scharf,	dass	im	Gesetz	keinerlei	Rahmen	für	den	GU	gegeben	werden.	Weder	
werden	maximal	Klassenstärken	noch	werden	personelle	Unterstützermechanismen	beschrieben.		

Derzeit	sind	in	Weimar	die	Schulen	voll.	Der	akute	Lehrermangel	führt	zu	gravierenden	
Schulstundenausfällen	(auch	in	den	Hauptfächern).	In	dieser	Situation	sind	die	Bedingungen	für	
den	GU	denkbar	ungünstig.	Erschwerend	kommt	hinzu,	dass	die	meisten	weiterführenden	Schulen	
in	Weimar	lehrerzentrierten	Unterricht	durchführen	–	es	fehlt	an	Konzepten	für	den	GU!	Eltern	
entscheiden	sich	sehr	oft	gegen	den	GU,	da	dieser	die	Möglichkeiten	der	Schulen	überfordert.	
Ohne	die	Nennung	von	Rahmenbedingungen,	Änderungen	von	Lehr-	und	Lernkonzepten	und	
personeller	Unterstützung	werden	alle	Beteiligten	kein	Vertrauen	in	den	GU	bekommen.	

1.	Schulgrößen	/	Klassenstärken	/	Doppelzählungen	

Wenn	wirklich	guter	GU	angestrebt	werden	soll,	so	dürfen	die	Klassenstärken	auf	keinem	Fall	so	
eng	begrenzt	werden.	Erfahrungen	von	Schulen	in	freier	Trägerschaft	zeigen,	dass	Klassenstärken	
auch	an	den	weiterführenden	Schulen	(Klassen	5-10)	von	20	Schülern	bei	einer	Inklusionsquote	
von	20%	für	den	GU	akzeptabel	sind.	Die	Begrenzung	der	Zählung	der	Schüler	mit	
sonderpädagogischen	Gutachten		verhindert	möglicherweise	höhere	Inklusionsquoten	an	den	
Schulen.	Warum	sollen	die	Schüler	mit	sonderpädagogischem	Gutachten	auf	den	gesamten	
Jahrgang	einer	Schule	gleichmäßig	verteilt	werden?	Dies	verhindert	die	Möglichkeit	des	
Teamteaching	in	einer	Klasse!	Wir	finden,	dass	es	sinnvoller	ist	eine	Inklusionsrate	von	20%	in	
einer	Klasse	anzustreben.	Dies	gäbe	den	Eltern	Sicherheit	hinsichtlich	der	Rahmenbedingungen	–	
der	2.Pädagoge	in	der	Klasse	ist	dann	erforderlich	und	die	Klassenstärke	wäre	auf	20	Schüler	
begrenzt.	In	solchen	Klassen	ist	es	normal,	unterschiedlich	zu	sein!	Die	Schüler	mit	
sonderpädagogischem	Gutachten	wären	keine	Exoten.	Wenn	Inklusion	akzeptiert	und	Normalität	
ist	und	wenn	es	geeignete	Rahmenbedingungen	in	allen	Schulen	und	Klassen	gibt,	kann	man	
darüber	nachdenken	die	Kinder	gleichmäßig	auf	die	Klassen	zu	verteilen.	Als	Übergangslösungen	
sind	Schulen	oder	Einzelklassen	mit	guten	Rahmenbedingungen	vorzuziehen.	

Warum	wird	mit	der	Doppelzählung	an	den	Schulen	erst	2021/2022	und	dann	in	Klassenstufen	1	
und	5	begonnen	–	warum	nicht	sofort	mit	Verabschiedung	des	Gesetzes	und	in	allen	Jahrgängen?			

Was	passiert,	wenn	ein	Jahrgang	in	einer	Grundschule	28	Schüler	hat?	Für	eine	Klasse	sind	es	zu	
viele	Schüler,	wenn	es	2	Klassen	sind	wäre	die	Mindestanzahl	der	Klassenstärke	stark	
unterschritten.	Müssen	Schüler	dann	in	eine	andere	Schule	gehen?	



	 	

Es	ist	im	Gesetzesentwurf	nicht	eindeutig	zu	erkennen	ob	die	Mindestklassenstärken	und	
Schulgrößen	auch	für	Freie	Schulen	zwingend	gilt.		

Nebenrechnung:		

In	jedem	Jahrgang	sind	40	Schüler	davon	8-10	Schüler	mit	sonderpädagogischem	Gutachten,	d.h.	
die	Klassenstärken	müssen	20	Schüler	pro	Lerngruppe	sein,	damit	der	Unterricht	erfolgreich	
durchgeführt	werden	kann.		

Werden	die	Doppelzählungen	auch	bei	der	Schulgröße	berücksichtigt?	Bei	der	obigen	
Konstellation	kommt	man	in	einer	Regelschule	auf	maximal	240	Schüler	pro	Schule	(eher	weniger	-	
Klassen	5-9	zweizügig	+	Klasse	10	einzügig	–	220	Schüler)	–	Mindestanzahl	sind	242	Schüler	pro	
Schule.	Somit	wären	Schulen,	die	sich	ganz	bewusst	für	eine	hohe	Inklusionsrate	(20-25%)	
entscheiden	nicht	möglich.	Solche	Übergangslösungen	sind	aber	aus	Sicht	der	Eltern	notwendig,	
damit	die	Kinder	mit	sonderpädagogischem	Gutachten	nicht	einzeln	integriert	werden	müssen	und	
evtl.	Exoten	an	einer	Schule	sind.		

Aus	Elternsicht	wird	es	auch	notwendig	sein,	dass	manche	Kinder	nicht	nur	doppelt	sondern	
mehrfach	gezählt	werden	müssen	(z.B.	ESE-Kinder)	um	den	Lehrern	eine	Chance		zum	
Unterrichten	zu	geben.	

Die	Anzahl	der	Kinder,	die	in	den	nächsten	Jahren	im	GU	lernen	werden	wird	stetig	steigen.	Es	ist	
damit	zu	rechnen,	dass	es	oft	vorkommen	wird,	dass	mehr	als	2	Kinder	mit	sonderpädagogischem	
Gutachten	in	einer	Klasse	lernen	werden.	Somit	ist	es	notwendig,	dass	mehr	als	2	Schüler	doppelt	
gezählt	werden	müssen,	bzw.	bei	mehr	als	2	Schülern	im	GU	ist	es	notwendig	die	Klassenstärke	auf	
maximal	20	Schüler	zu	begrenzen	damit	der	Unterricht	für	alle	Beteiligten	den	Ansprüchen	gerecht	
werden	kann.	

2.	Diagnostik	

Die	Diagnostik	des	sonderpädagogischen	Förderbedarfs	soll	nun	zu	100%	in	staatlicher	Hand	
liegen.	Dies	ist	prinzipiell	zu	begrüßen,	wenn	genügend	qualifiziertes	Personal	zur	Verfügung	steht.	

ABER:	Aus	Elternsicht	besteht	die	Gefahr,	dass	der	TQB	sich	an	Quoten	halten	muss	und	somit	
nicht	alle	Kinder	unabhängig	und	objektiv	begutachtet	werden.	Dies	spielte	in	der	Vergangenheit	
und	auch	derzeit	unserer	Meinung	nach	bei	der	Genehmigung	der	Schulbegleitung	in	den	
Kommunen	eine	große	Rolle	–	wenn	wenig	Geld	da	ist,	kann	nicht	mehr	genehmigt	werden	(ob	
mehr	Bedarf	besteht	oder	nicht)...		

Dies	geht	zu	Lasten	der	Schulgemeinschaft!	

Es	ist	sicher	zu	stellen,	dass	die	Erstellung	eines	sonderpädagogischen	Gutachtens	nach	der	
Beantragung	durch	Pädagogen	oder	Eltern	nicht	länger	als	3	Monate	dauern	darf.	Derzeit	sind	die	
Wartezeiten	erfahrungsgemäß	länger	als	3	Monate,	da	nicht	genügend	Personal	vor	Ort	ist.	Wenn	
nun	der	TQB	auch	noch	die	Gutachten	für	die	Schüler	in	freien	Schulen	schreiben	soll,	ist	mit	einer	
zeitlichen/personellen	Überforderung	zu	rechnen.	An	den	freien	Schulen	sind	sehr	viele	Schüler	im	
GU	oder	in	Förderzentren	im	Unterricht.	Nur	allein	in	der	Stadt	Weimar	ist	mit	einer	Zunahme	der	
Anzahl	der	zu	erstellenden	Gutachten	um	mehr	als	30%	zu	rechnen!		



	 	

	

3.	Wahl	des	Lernortes	

Der	Elternwille	soll	umgesetzt	werden,	auch	wenn	die	Eltern	sich	nach	den	Beratungen	für	ein	
Förderzentrum	entscheiden.	Dies	ist	grundsätzlich	zu	begrüßen!	Wir	finden,	dass	auch	Eltern,	die	
ihre	Kinder	in	den	GU	geben	eine	Beratung	bekommen	müssen.	Es	sollte	eine	unabhängige	
Beratung	vor	Ort	sein.	Diese	Beratungsstelle	sollte	immer	aktuell	über	die	Situation	in	den	Schulen	
der	Stadt/des	Landkreises	informiert	sein	und	auch	den	Eltern	weiter	geben	können.	Erst	danach	
sollten	die	Eltern	eine	Entscheidung	treffen,	welcher	Lernort	der	beste	für	ihr	Kind	sei.	

Im	Gesetz	steht	dass	es	sogar	eine	Lernortzuweisung	ins	FÖZ	geben	kann	–	als	MUSS.	Das	kann	
nicht	akzeptiert	werden!	Wenn	die	Eltern	eine	Beschulung	im	GU	wünschen,	müssen	in	einer	
Schule	die	personellen,	sächlichen	und	räumlichen	Voraussetzungen	geschaffen	werden!	Nach	so	
langer	Zeit	muss	das	möglich	sein!	Schulen	die	bis	dahin	nicht	ausreichend	personell	oder	baulich	
ausgestattet	sind,	müssen	bevorzugt	gefördert	werden,	damit	die	Schüler	dort	lernen	können!	

4.	Besonderes	Lernen	und	Förderzentren	

Der	Förderschwerpunkt	Lernen	wird	beibehalten	-	aber	es	gibt	keinen	eigenen	Lehrplan.	Die	
Schüler	sollen	im	GU	lernen	und	zielgleich	mit	den	anderen	Schülern	in	der	Schule	unterrichtet	
werden.	Dies	finden	wir	prinzipiell	gut,	aber	es	ist	nur	zielführend	wenn	die	Lehr-	und	Lernformen	
angepasst	werden!	Es	braucht	Konzepte	für	den	GU	und	einen	besseren	Personalschlüssel!	Es	ist	
kein	GU,	wenn	in	den	Klassen	lehrerzentrierter	Unterricht	stattfindet.		

Wenn	immer	nur	1	oder	2	Schüler	pro	Klasse	im	GU	lernen	sollen,	dann	wird	es	die	Methode	
Teamteaching	nicht	geben.	Deshalb	ist	das	Wort	Teamteaching	im	Gesetzesentwurf	nicht	zu	
finden.	Wir	sind	davon	überzeugt,	dass	für	erfolgreichen	GU	diese	Lehrmethode	unverzichtbar	ist.	

Im	Gesetz	wird	von	Intensiv-	und	Intervallkursen	gesprochen.	Diese	Kurse	sind	aus	Elternsicht	nur	
erfolgreich,	wenn	sie	an	der	Stammschule	durchgeführt	werden.	Wenn	hingegen	die	Kinder	für	6	
Wochen	in	Intervallkurse	am	Förderzentrum	lernen	sollen,	ist	es	aus	unserer	Sicht	nicht	förderlich.	
Die	Schüler	(besonders	junge	Schüler)	brauchen	mindestens	2	Wochen,	um	sich	an	die	neue	
Situation	zu	gewöhnen.	Dann	bleiben	effektiv	nur	noch	4	Wochen,	um	besondere	Dinge	zu	lernen.	
Dies	ist	unserer	Meinung	nach	nicht	effektiv	und	sinnvoll	umsetzbar.	

Schüler	mit	Beeinträchtigungen	in	ihrer	emotionalen	und	sozialen	Entwicklung	können	bis	zu	2	
Jahren	in	temporären	Lerngruppen	am	Förderzentrum	lernen.	Sind	sie	danach	fit	im	GU	zu	lernen?	
Was	passiert,	wenn	dies	nicht	der	Fall	ist	und	die	Förderzentren	schon	ohne	Schüler	geführt	
werden?		

Wir	begrüßen	es,	dass	es	nun	möglich	ist	Gemeinschaftsschulen	zu	eröffnen,	die	prinzipiell	in	13	
Jahren	zum	Abitur	führen!	Somit	sind	die	sehr	großen	Differenzierungen	im	Unterricht	besser	zu	
beherrschen.	

Aus	FÖZ	können	Gemeinschaftsschulen	werden,	jedoch	nur	als	ein	Part	dieser	Schulform.	
WARUM?	Es	sollte	möglich	sein,	dass	sich	FÖZs	allein	zu	Gemeinschaftsschulen	entwickeln	
können.	Wenn	sich	diese	Schulen	auf	den	Weg	machen	und	mit	ihren	guten	räumlichen	und	
personellen	Strukturen	überzeugen,	dann	es	ist	möglich	eine	Gemeinschaftsschule	mit	20-25%	



	 	

Inklusionskinder	zu	entwickeln,	die	auch	schnell	sowohl	von	den	Eltern	der	Regelkinder	als	auch	
der	Eltern	der	Kinder	mit	Behinderung	akzeptiert	wird.	An	diesen	Schulen	wäre	die	Lehrerschaft	zu	
100%	offen	für	Inklusion	und	könnte	mit	den	Kindern	mit	Behinderung	sehr	gut	umgehen.	Wenn	
man	so	eine	Schule	entwickelt,	kann	auch	die	sonderpädagogische	Kompetenz	vor	Ort	gehalten	
werden,	da	ja	genügend	Pädagogen	gebraucht	werden!	Solche	Schulen	hätten	Vorbildwirkung!	

Ein	Kind	mit	einer	schweren	Lernbehinderung	und	ein	Kind	mit	einer	leichten	Lernbehinderung	
werden	prinzipiell	im	GU	gleichgestellt.	Ein	Kind	mit	einer	schweren	Lernbehinderung	/	ein	
Grenzkind	zur	Geistigen	Behinderung	braucht	wesentlich	mehr	personelle	Unterstützung	als	ein	
Kind	mit	einer	leichten	Lernbehinderung.	Diese	Unterschiede	sind	aus	unserer	Sicht	nicht	
berücksichtigt.	Erfahrungen	von	Eltern	zeigen,	dass	Kinder	z.T.	den	Förderschwerpunkt	Lernen	
bekommen,	obwohl	der	IQ	unter	70	ist	und	aus	medizinischer	Sicht	eine	geistige	Behinderung	
vorliegt.	Diese	Kinder	brauchen	intensive	Unterstützung,	fallen	aber	aus	Elternsicht	„hinten	
runter“.		

Das	nun	auch	Heilpädagogen	als	sonderpädagogische	Fachkräfte	arbeiten	dürfen,	ist	grundsätzlich	
zu	begrüßen!	Dies	unterstützt	unsere	Forderung	nach	einem	multiprofessionellen	Team!	

Im	Gesetz	steht	dass	die	Sonderpädagogen,	wenn	sie	von	Netzwerk	gestellt	werden,	keine	
„ordentlichen“	Mitglieder	der	Lehrerkonferenz	in	den	Stammschulen	sind.	Wir	finden	dass	dies	
falsch	ist!	Es	besteht	die	Gefahr,	dass	die	Sonderpädagogen	an	der	jeweiligen	Stammschule	dann	
auch	nicht	anerkannt	und	im	Team	integriert	sind.	Wenn	die	Schüler	gute	Lernbedingungen	
bekommen	sollen,	dann	ist	eine	intensive	Zusammenarbeit	der	Pädagogen	notwendig.	Sie	müssen	
sich	„auf	Augenhöhe“	begegnen	und	gleich	Rechte	und	Pflichten	haben!	Wir	fordern,	dass	die	
Förderpädagogen	aus	dem	Netzwerk	ganz	offiziell	Teil	des	Lehrerkollegiums	sind	und	dieselben	
Rechte	und	Pflichten	haben	wie	die	anderen	Pädagogen	der	Schule	mit	GU.	

Werden	Schüler	mit	einer	geistigen	Behinderung	im	GU	unterrichtet	so	fehlen	Regelungen	zur	
Betreuung	der	Schüler	ab	der	5.Klasse	nach	dem	Unterricht	bis	ca.	17.00	Uhr.	Prinzipiell	ist	es	
sicher	möglich	Lösungen	in	den	ersten	Jahren	in	Kooperationen	mit	dem	Hort	einer	Grundschule		
zu	haben,	aber	es	sollte	für	die	Eltern	eine	verbindliche	Sicherheit	geben,	dass	die	Kinder	nicht	
schon	gegen	13.00	Uhr	zu	Hause	sind.	Eltern	entscheiden	sich	auch	dann	gegen	den	GU,	da	es	mit	
solchen	Unterrichtszeiten	nicht	möglich	ist	einer	geregelten	Arbeit	nach	zu	gehen.	Ohne	Arbeit	
sind	die	Familien	dann	auf	soziale	Unterstützung	angewiesen,	was	wiederum	die	Möglichkeiten	
der	familiären	Förderung	einschränkt.	Im	FÖZ	(GE)werden	die	Kinder	meist	bis	ca.	15.30	Uhr	
betreut.	

Die	Nachmittagsbetreuung	spielt	aus	Elternsicht	eine	wichtige	Komponente	im	sozialen	Umgang	
miteinander	und	natürlich	ergänzt	sie	meist	auch	das	Unterrichtsgeschehen	vom	Vormittag.	Am	
Nachmittag	haben	die	Kinder	Zeit	miteinander	zu	spielen	und	sich	kennen	zu	lernen.	Wir	
wünschen	uns	im	Zusammenhang	mit	der	Ganztagsschule/	Ganztagsbetreuung	eine	konkrete	
Regelung	zur	Genehmigung	der	Integrationshelfer	für	den	ganzen	Tag.	Es	muss	Lösungen	geben,	
dass	die	Integrationshelfer	unabhängig	von	den	Kommunen	bezahlt	werden,	bzw.	dass	die	
Kommunen	eine	Unterstützung	vom	Land	bei	der	Bezahlung	der	Integrationshelfer	bekommen.	
Ansonsten	hängt	die	Genehmigung	nicht	von	den	Bedürfnissen	der	Schüler	sondern	von	der	
Füllung	des	„Stadtsäckels“	der	Kommunen	ab.	Gleiche	Argumente	gelten	für	die	
Ferienbetreuung.		Eltern	bekommen	gar	nicht	ausreichend	Urlaub,	um	ihre	Kinder	in	der	
gesamten	Ferienzeit	betreuen	zu	können.	



	 	

	

5.	Sonstige	Bemerkungen	

Wir	bewerten	es	sehr	positiv	dass	es	nun	ganz	offiziell	die	Möglichkeit	der	Therapie	im	Schulhaus	
gibt.	Die	Schulen	müssen	die	räumlichen	Möglichkeiten	vorhalten.	Dies	entlastet	die	Eltern	sehr!	

Die	Entscheidung	zur	Zurückstellung	eines	Kindes	von	der	Schule	soll	nicht	mehr	nur	durch	den	
Schulleiter	getroffen	werden.	Die	amtsärztlichen	Schuluntersuchung	und	die	Einbeziehung	von	
Therapeuten	(z.B.	Frühförderung)	und	Eltern	sind	wichtig.	Wenn	nur	der	Schulleiter	entscheiden	
darf,	kann	es	sein,	dass	es	nicht	um	das	Kind	geht,	sondern	darum	ob	die	Klasse	voll	ist	oder	
nicht.	

Manifeste	Behinderungen	(Körper,	Hören,	Sehen	und	geistige	Behinderung)	werden	vor	der	
Einschulung	begutachtet.	Schüler	mit	dem	Förderschwerpunkt	Lernen	bekommen	erst	nach	der	
Schuleingangsphase	sonderpädagogische	Unterstützung.	Es	ist	aus	unserer	Sicht	aber	wichtig,	
dass	Kinder,	die	z.B.	vorher	noch	nie	eine	„Einschätzung“	bekommen	haben,	auch	in	den	ersten	
beiden	Schuljahren	ein	Gutachten	bekommen	können.	Es	ist	nicht	auszuschließen,	dass	eine	
schwere	Lernbehinderung	oder	eine	geistige	Behinderung	in	der	ersten	Klasse	durch	die	
Pädagogen	festgestellt	wird.	Wenn	dann	erst	die	Schuleingangsphase	verstreicht,	bauen	alle	
Beteiligten	Frust	auf	und	dem	Kind	fehlen	effektiv	2	Jahre	in	seiner	Schulentwicklung.	Die	
meisten	Schulen	sind	ohne	Unterstützung	derzeit	nicht	in	der	Lage,	schwere	Lernbehinderungen	
ausreichend	zu	fördern.	Es	fehlt	meist	die	geeignete	Ausbildung	der	Lehrer	und	prinzipiell	das	
Personal.	Die	Diagnostik	muss	in	„Akutfällen“	sehr	schnell	möglich	sein.	

Zusammenfassung:	

Wir	hoffen	sehr,	dass	das	Gesetz	zugunsten	der	Eltern	und	ihren	Kindern	mit	
sonderpädagogischem	Gutachten	geändert	wird.	Die	Inklusion/den	GU	auf	alle	Schulen	zu	
verteilen	ist	prinzipiell	richtig,	jedoch	fehlt	es	derzeit	an	Akzeptanz	und	Toleranz	für	diese	
Vorgehensweise.	Wir	müssen	mittels	Modellschulen	Vorbilder	schaffen	und	zeigen,	dass	der	GU	
gelingen	kann	und	vor	allen	Dingen,	dass	alle	Schüler	vom	GU	profitieren.	Sehr	gern	würden	wir	
mithelfen	in	Weimar	eine	Modellschule	mit	Vorbildcharakter	aufzubauen.		

Wenn	solche	Schulen	erfolgreich	sind,	wird	auch	der	GU	in	der	Eltern-	und	Lehrerschaft	akzeptiert	
werden.	Wenn	der	GU	aber	immer	nur	punktuell	an	der	einen	oder	anderen	Schule	durchgeführt	
wird	ist	es	einer	Einzelintegration	gleich	zu	setzen.	Die	Schüler	sind	Exoten	und	werden	nur	selten	
voll	in	der	Gemeinschaft	integriert	sein.	Es	sollten	die	Schulen	sehr	unterstützt	werden,	die	sich	für	
den	GU	öffnen.	Sie	sollten	sowohl	hinsichtlich	der	personellen	Struktur	als	auch	beim	
barrierefreien	Umbau	des	Schulgebäudes	im	Schulamtsbezirk	bevorzugt	behandelt	werden.		


